
Brennnessel
Bündnis 90 / Die Grünen Salzkotten Bundestagswahl 2009politisch, parteiisch

Die CDU hat die Kommunalwahl in 
Salzkotten gewonnen – das hatten wir uns 
anders gewünscht. Dass unsere grüne 
Fraktion auf drei Sitze anwächst ist 
dagegen schön: Danke für Ihr Vertrauen!

Wir hoffen nun auf die Bundestagswahl: 
Die Krisen von Kapital und Klima erfordern 
Weichenstellungen, die wir vor Ort auf 
lange Zeit hin spüren werden.

In dieser Brennnessel finden Sie Auszü-
ge aus unserem Programm. Das gesamte 
Programm gibt es unter www.gruene.de

Es geht ums Ganze
(cb) Am 27. September haben Sie die Möglichkeit mitzubestimm en, wer in den 
kommenden vier Jahren im Bund den Ton angibt und die Wei chen für die Zukunft 
stellt.

Wer grün wählt, stimmt:
• Für 1 Million neue Jobs in Klimaschutz, 

Umwelttechnik, Bildung, Sozialem, Ge-
sundheit und Pflege in den nächsten 4 
Jahren.

• Für konsequenten Klima- und Umwelt-
schutz, Begrenzung der Erderwärmung 
auf höchstens 2 Grad.

• Für mehr soziale Gerechtigkeit durch 
Mindestlöhne nicht unter 7,50 Euro, An-
hebung des Arbeitslosengeldes II auf 
vorerst 420 Euro, eine Bürgerversiche-
rung im Gesundheitssystem.

• Für mehr Einsatz gegen Hunger und Ar-
mut in der Welt durch gerechte Globali-
sierung, fairen Handel und eine besse-
re Entwicklungszusammenarbeit.

• Für Atomausstieg, Abschaltung von 7 
Atomkraftwerken, 100% Umstieg auf Er-
neuerbare Energie und Energieeinspa-
rungen.

• Für gleichen Lohn für gleiche Arbeit 
und mehr Frauen in Führungspositio-
nen.

• Für längeres gemeinsames Lernen in 
Schulen, gleiche Bildungschancen für 
alle Kinder und gegen Studiengebühren.

• Für den Schutz der Privatsphäre, gegen 
Schnüffelstaat und Schnüffelwirtschaft. 
Für die Freiheit des Internets, für das 
Ende der Speicherung von Daten auf 
Vorrat und Verdacht.

• Für starke Verbraucherrechte, gegen 
Gentechnik auf Tellern  und Äckern.

• Für eine friedliche Welt ohne Atomwaf-
fen, bessere Konfliktprävention und zivi-
le Konfliktlösung. Gegen die Wehr-
pflicht.
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Etwas anderes ist wahr: 
Die Atomkraft ist gut für die 
großen Energiekonzerne: Sie 
können starke Gewinne ein-
streichen. Und sie können 
die Struktur der Großkraft-
werke erhalten, die ihre Exis-
tenzgrundlage bedeuten. 
Das heißt gleichzeitig, dass 
der Aufbau dezentraler er-
neuerbarer Energiegewin-
nung behindert wird: von 
ihm würden nicht nur das Kli-
ma, sondern auch viele Bürger 
als Energieerzeuger profitieren.

Alle anderen Argumente 
sind alt und längst bekannt:

• Von jedem Atomkraft-
werk geht während des 
Betriebs radioaktive Strah-
lung aus.

• Jedes Atomkraftwerk 
birgt in sich das Risiko 
des Atomunfalls und der 
Verseuchung ganzer Län-
der.

• Jedes Atomkraftwerk pro-
duziert Atommüll, der 
Zehntausende von Jahren 
lebensgefährlich bleibt.

• Die Atomindustrie ist 
weltweit Grundlage für 
die Herstellung von 
Atomwaffen.
Wenn Sie die Politiker von 

FDP und CDU fragen, wohin 
sie den Atommüll bringen 
wollen, werden sie keine 
Antwort erhalten. Der Salz-
stock Asse, der als Pilotanla-
ge eines Endlagers dienen 
sollte, stellt sich als unkalku-
lierbares Risiko für eine gan-
ze Region dar: Wasser 
dringt seit vielen Jahren ein, 

Klimaschutz ist  längst 
auch eine  ökonomische Fra-
ge – und wird immer mehr 
zu einer sozialen Frage. 
Schon heute gefährdet der 
Klimawandel die wirtschaftli-
che Existenz in vielen Regio-

nen und führt dazu, dass 
mehr Menschen als jemals 
zuvor auf der Welt hungern. 
Wir Grüne stehen ohne 
Wenn und Aber zum Ziel, 
die globale Erwärmung in die-
sem Jahrhundert auf ein Mini-
mum zu begrenzen. Errei-
chen kann man dies nur, 
wenn wir die Energieeffizi-
enz deutlich steigern und 

auf Wind, Wasser, Sonne, 
Biomasse  und Geothermie 
umsteigen. Außerdem wol-
len wir eine Energiesparof-
fensive starten, um zum Bei-
spiel in Altbauten den Wär-
meverbrauch durch Däm-
mung und effiziente Heiz-
technik zu halbieren, denn 
nur so wird Heizwärme in 
Zukunft bezahlbar bleiben.

Die Zukunft ist erneuerbar
(jk) Der Klimawandel und seine Auswirkungen werden heute von keinem ernstzu-
nehmenden Experten mehr bestritten. Klimaschutz ist  kein Lu xus für gute Zei-
ten. Er ist ( über-) lebensnotwendig. 

Kein Zurück zur Atomkraft
(wd) CDU und FDP kündigen es eindeutig an: Gemeinsam wollen s ie den Aus-
stieg aus der Atomenergie rückgängig machen. Auch wenn a lle Studien das Ge-
genteil behaupten, meinen sie, die Atomkraft wäre gut gege n den Klimawandel.

• Wer Grün wählt, fördert Erneuerbare Energien 
statt strahlendes Atom, schmutzige Kohle und 
teures Öl.

• Wer Grün wählt, macht Deutschland zum Vor-
reiter im Klimaschutz, spart Energie und setzt 
sie effizienter ein.

• Wer Grün wählt, hilft, die Auswirkungen des 
Klimawandels auf ein erträgliches Maß zu be-
grenzen.

• Wer Grün wählt, setzt auf Bus, Bahn, Fahrrad 
und macht die Autoindustrie grün.
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Unsere Wirtschaft braucht 
ein neues Fundament. Dabei 
dürfen wir uns keine Denk-
verbote auferlegen. Wir wol-
len mit dem Green New Deal 
einen schrittweisen Wandel 
hin zu einer humanen und 
ökologischen Wirtschaft errei-
chen.

Investieren wollen wir in 
Klima, Gerechtigkeit und Bil-
dung. Also:
Neue Jobs durch ökologi-
sche Modernisierung.

Umweltschutz ist ein glo-
baler Wachstumsmarkt. In 
den Bereichen Erneuerbare 
Energien, Gebäudesanie-
rung, ökologische Landwirt-
schaft, nachhaltige Mobilität 
und Abfall- und Wasserwirt-
schaft schaffen wir mehr als 
400.000 Arbeitsplätze.
Neue Jobs durch Bildungs-
investitionen.

Für ein verbindliches und 
qualitätsvolles Angebot an 

frühkindlicher  Betreuung an 
alle Eltern, den Ausbau der 
Ganztagsschulen und mehr 
Personal an Hochschulen 
braucht es 185.000 neue Er-
zieher, Fach- und Lehrkräfte, 
die wir in den nächsten vier 
Jahren einstellen wollen.

Neue Jobs durch Investi-
tionen in ein sozial ge-
rechtes Gesundheitssys-
tem.

Die demografische Ent-
wicklung, die steigende Le-
benserwartung und der me-
dizinische Fortschritt führen 
zu einer absehbar steigen-
den Nachfrage nach Ge-
sundheitsdienstleistungen. 
Gelingen kann ein nachhalti-
ger Jobboom von 150.000 
Arbeitsplätzen aber nur, 
wenn wir mit der Bürgerver-
sicherung zu einer nachhalti-
gen Finanzierung von Ge-
sundheits- und Pflegeversi-
cherung gelangen.

Zum Anders wirtschaften 
gehört auch ein allgemeiner 
gesetzlicher Mindestlohn 
von wenigstens 7,50 Euro je 
Stunde, und Regulierung 
der Finanzmärkte hin zu ei-
ner grünen Finanzwirtschaft.

Anders Wirtschaften - Ein Green New 
Deal für neue Arbeit und Innovation
(jk) Die globale Finanz- und Wirtschaftskrise hat uns endgü ltig vor Augen ge-
führt, dass die Art und Weise, wie unsere Wirtschaft ver fasst ist, zu katastropha-
len Ergebnissen führt.

Fässer mit Atommüll rosten 
vor sich hin, sicherheitstech-
nische Aspekte wurden igno-
riert. Die Rechnung zahlen 
wir als Steuerzahler – die Ge-
winne aus dem Atomstrom 
dagegen bleiben bei den 
Energiekonzernen. 

Wo soll der Müll hin? Wür-
den Sie den Kreis Paderborn 
als zukünftiges Endlager für 
Atommüll vorschlagen?

Übrigens: Von 17 deut-
schen Atomkraftwerken lie-
ferten im Jahr 2009 nur 10 
Strom – alle anderen waren 
wegen Pannen oder War-
tungsarbeiten abgestellt. Die-
se 7 könnten sofort stillge-
legt werden, ohne dass 
auch nur eine Kilowattstun-
de Strom auf dem deut-
schen Markt fehlen würde!

• Wer Grün wählt, steht für den Atomausstieg.
• Wer Grün wählt schafft die Basis, dass sich er-

neuerbare und dezentrale Energiegewinnung 
durchsetzen können.
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(cb) Stefan Schwan (STS) tritt im Wahlkreis Paderborn für Bünd nis 90/Die Grünen 
als Bundestagskandidat an. Die Brennnessel hat ein In terview mit Stefan durch-
geführt. Das gesamte Interview finden Sie im Internet unter 
http://www.gruene-salzkotten.de

Interview mit Stefan Schwan

Brennnessel:  Stefan, du 
kandidierst im Wahlkreis Pa-
derborn für den Deutschen 
Bundestag. Seit wann und 
warum machst Du grüne Poli-
tik?

STS:  Ich mache schon 
ziemlich lange Politik. Ende 
der 80er Jahre und Anfang 
der 90er Jahre war ich beson-
ders in der Friedenbewe-
gung aktiv.. Der Ost-West-Ge-
gensatz und der Umbruch 
1989/90 haben mich  eben-
falls politisch sehr geprägt. 
Ich war  seither fast 13 Jahre 
im Ausland. Aktives Mitglied 
bei den Grünen bin ich erst 
seit 2002, seit 2008 in Pader-
born.

Brennnessel:  Verrätst 
du uns, was du im Ausland 
gemacht hast?

STS:  In Holland habe ich 
studiert, eigentlich Spra-
chen, aber unter anderem 
auch in einem interdiszipli-
nären Studiengang Entwick-
lungshilfe. Nach dem Studi-
um habe ich drei Jahre in Afri-
ka gearbeitet. Dann war ich 
fünf Jahre für den Deut-
schen Akademischen Aus-
tauschdienst (DAAD) in Po-
len. Nach der Rückkehr ha-
be ich kurz in Essen und Bie-
lefeld gewohnt und gearbei-
tet, war aber dann noch ein-
mal drei Jahre in Russland, 
dieses Mal als Stellvertreten-
der Leiter des DAAD-Büros 
in Moskau.

Brennnessel:  Wieso bist 
du dann nach Paderborn ge-
kommen? 

STS:  Ich bin hier jetzt EU-
Referent an der Uni, also im-
mer noch in einem relativ in-
ternationalen Arbeitsumfeld. 
Das liegt nahe bei diesem Le-
bensweg. Das Thema euro-
päische Integration und das 
Zusammenwachsen von Ost 
und West, auch natürlich die 
Entwicklungen in der Europäi-
schen Union, das sind alles 
Themen, die politisch für 
mich einen hohen Stellen-
wert haben. 

Brennnessel:  Was hat 
das alles mit der Bundestags-
wahl zu tun?

STS:  Sehr viel. Man muss 
in der nationalen Politik höl-
lisch aufpassen, dass Einzel-
interessen, die häufig aus 
den beiden großen Parteien 
formuliert werden, nicht ih-
ren Weg nach Brüssel finden 

und dort Unsinn anrichten. 
Bestes Beispiel, wie da der 
Bock zum Gärtner gemacht 
wird, ist wohl die Abschie-
bung von Herr Stoiber, der 
jetzt die Bürokratie, die er 
als bayrischer Ministerpräsi-
dent maßgeblich mit zu ver-
antworten hatte, in Brüssel 
wieder abschaffen soll. An-
dererseits müssen große 
Schritte wie die Einrichtun-
gen einer europäischen Fi-
nanzaufsicht insbesondere 
auf nationaler Ebene vorbe-
reitet werden. Dass es die 
europäische Bankenaufsicht 
noch nicht gibt, ist primär 
ein nationales Problem. Da-
für muss man in den Bun-
destag.

Brennnessel:  Gibt es 
noch etwas, was du unseren 
Lesern sagen möchtest?

STS:  Grün braucht am 
27. September jede Stim-
me. Schwarz-gelb und der 
Rückschritt ins letzte Jahr-
hundert müssen unbedingt 
verhindert werden.  Wir 
brauchen Politik mit Per-
spektive. Es kommt dabei 
auf jeden Einzelnen von 
euch an!

Brennnessel:  Danke für 
das Gespräch.

Stefan Schwan, 
EU-Referent, 40 Jahre

Weiter Informationen 
über Stefan Schwan 
und seine 
öffentlichen Termine 
(zum persönlichen 
Kennenlernen) 
finden Sie im 
Internet unter
http://stefan-schwan.de/
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In keinem anderen Land 
ist der Bildungserfolg derart 
von der sozialen Herkunft ab-
hängig wie bei uns. Bildung 
ist notwendig zur Erhaltung 
der Wettbewerbsfähigkeit 
und für die Weiterentwick-
lung in Wirtschaft und Wis-

senschaft. Wir brauchen da-
her eine Bildungsoffensive, 
durch die alle jungen Men-
schen, unabhängig von Her-
kunft, Geschlecht und persön-
lichen Voraussetzungen, ge-
fördert werden. Grüne Poli-
tik setzt sich ein für länge-

res gemeinsames Lernen, 
gleiche Bildungschancen für 
alle Kinder, bessere Bedin-
gungen für einen guten Be-
rufsstart für alle Jugendli-
chen und die Abschaffung 
von Studiengebühren.

Gleiche Bildungschancen für alle Kinder
(sj) Seit dem internationalen Bildungsvergleich, der PISA- Studie, ist bekannt, 
dass Deutschland noch besser werden muss bei der Ausbi ldung von Kindern und 
Jugendlichen. 

• Wer Grün wählt, unterstützt die Einführung eines Bildung ssolidaritätsbei-
trags (Bildungssoli) zur Finanzierung einer hochwertigeren B ildung. Die 
Förderung eines gerechten Bildungswesens ist eine Aufga be für die ge-
samte Gesellschaft. Daher soll der Solidaritätszuschlag tei lweise für die Er-
füllung dieser Aufgabe eingesetzt werden.

• Wer Grün wählt, unterstützt die Verbesserung 
der Betreuung in den Kindertagesstätten. Eine 
Aufwertung der Ausbildung von Erzieherinnen 
und Erziehern sowie bundesweit gültige Stan-
dards für die Betreuung in den Kindertagesstät-
ten, die zwischen Bund, Ländern, Kommunen 
und Trägern von Kindertagesstätten getroffen 
werden, sind Forderungen der Grünen Bildungs-
politik. Genderkompetenz, interkulturelle Kom-
petenz und das Respektieren gesellschaftlicher 
Vielfalt müssen Teil der Ausbildung sein.

• Wer Grün wählt, fördert Ganztagsschulen für al-
le Schüler, in denen mindestens bis zur 9. Klas-
se ein gemeinsames Lernen stattfindet: mitein-
ander und voneinander. Individuelle – auch son-
derpädagogische - Förderung und Hilfen wer-
den eingeschlossen.

• Wer Grün wählt, Grüne Politik fordert, dass das 
Recht auf Ausbildung endlich umgesetzt wird, berufliche  und akademische 
Ausbildung als gleichwertig anerkannt werden und dass – auch europaweit 
– eine Durchlässigkeit von Schule, Beruf, Hochschule und  Ausbildung ge-
währleistet ist.

• Wer Grün wählt, stimmt für die Abschaffung von Studiengeb ühren und die 
Förderung einer gerechten Finanzierung des Lebensunte rhalts für Studie-
rende, damit unabhängig von sozialen Voraussetzungen e in Studium für im-
mer mehr junge Menschen erreichbar wird.

• Wer Grün wählt, unterstützt die Schaffung von 500.000 zus ätzlichen Studi-
enplätzen und die Verbesserung der Qualität von Lehre und Studium, in-
dem die Verschulung des Studiums und die Arbeitsüberlas tung der Studie-
renden zurückgenommen werden. 

• Wer Grün wählt, unterstützt eine konsequente Frauenförderun g bei der Be-
setzung der Lehrstühle. 
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Die Industrieländer dür-
fen nicht länger auf Kosten 
der Armen dieser Welt le-
ben. Wir brauchen neue öko-
nomische Regeln, jenseits 
der Wachstumsideologie, 
zur effektiven Armutsbe-
kämpfung. Unterernährung, 
Wassernotstand und Klima-
wandel müssen von den 
Staaten der Welt gemein-
sam bewältigt werden in ge-
genseitigem Respekt und 
mit dem Willen zu ausglei-
chender Gerechtigkeit.

Deshalb strebt grüne Poli-
tik die weltweite Sicherung 
der Lebensgrundlagen 
durch ein Kyoto-Plus-Abkom-

men an.
Grüne Politik fordert die 

weltweite gerechte Vertei-
lung von Energie und Roh-
stoffen sowie einen gerech-
ten Welthandel, um weltweit 
das Menschenrecht auf Nah-
rung und Gesundheit durch-
zusetzen. Armut und Hunger 
auf der Welt müssen bis 
2015 halbiert werden. IWF 
und Weltbank müssen demo-
kratisiert werden und produk-
tive Entschuldungsinitiati-
ven für die ärmsten Länder 
sind unerlässlich.

Zur Neugestaltung der 
Konfliktbewältigung setzt 
sich die Grüne Politik für ei-

ne prinzipielle Ächtung von 
Folter, für die weltweit Ab-

Immer mehr Frauen 
gehen wegen der Ungleichbe-
handlung vor Gericht. Daher 
fordern wir ein echtes Ver-
bandsklagerecht im Antidis-
kriminierungsgesetz, damit 
Frauen nicht allein gegen 
die Firmen klagen müssen. 
Auch der Staat muss endlich 
die Eingruppierungskriterien 
des Öffentlichen Dienstes 

überarbeiten.
In den Chefetagen sucht 

man Frauen meistens verge-
bens. Großen Worten, mehr 
Frauen in Führungspositio-
nen zu holen, folgten selten 
Taten. Daher fordern wir die 
Einführung einer Quote: 
50% der Mitglieder eines Auf-
sichtsrates muss weiblich 
sein. Das Beispiel Norwegen 

zeigt, dass diese Quote funk-
tioniert.

Eine Welt: Vision einer globalen Verantwortung
(tj) Eine humane und zivile Konfliktbewältigung setzt voraus, dass die 
Grundbedürfnisse der Menschen befriedigt sind. Deshal b beginnt Konflikt-
prävention mit der Stärkung der Menschenrechte, einer for cierten Entwicklungs-
politik und einer gerechten Globalisierung.

Gleicher Lohn für gleiche Arbeit
(ab) Auch im 21. Jahrhundert herrscht in Deutschland i mmer noch Geschlech-
terdiskriminierung. Frauen erhalten weiterhin 22 Prozent we niger Lohn für 
gleichwertige Arbeit – und sind oftmals doppelt und drei fach belastet. 

• Wer Grün wählt, wählt Feminismus für die neue 
Zeit.

• Wer Grün wählt, wählt gleichen Lohn für gleich-
wertige Arbeit.

• Wer Grün wählt, bringt mehr Frauen in Vor-
stände, Aufsichtsräte und Politik.

• Wer Grün wählt, wählt eine eigenständige 
soziale Sicherung für Frauen.
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Verbraucher an die Macht
(ab) Als Verbraucher fühlt man sich oft machtlos. Warum ste igt der Strompreis 
schon wieder? Was soll der Werbeterror am Telefon? Was i st wirklich drin in mei-
nem Essen? Und unter welchen Bedingungen wurde meine Hose  hergestellt?

Durch die Schaffung des 
ersten wirklichen Verbrau-
cherministeriums unter der 
Ministerin Renate Künast ha-
ben wir Grünen die Verbrau-
cherpolitik erstmals ganz vor-
ne auf die Tagesordnung ge-
hoben. Mit einem neuen Le-
bensmittelrecht und unse-
rem staatlichen Biosiegel 
wurde nach der BSE-Krise 

das Vertrauen der Verbrau-
cher zurückgewonnen. Seit-
dem die große Koalition re-
giert, ist in diesem Bereich 
kaum etwas passiert, das 
Vertrauen der Menschen in 
die Verbraucherpolitik 
schwindet.
Grüne Verbraucherpolitik 
ist eine Politik der Gerech-
tigkeit.

Wir wollen Menschen bes-
ser vor Abzocke, dem Ver-
lust ihrer Ersparnisse und 
vor Falschberatung schüt-
zen. Ebenso gilt, dass 
Produkte, die unter unwürdi-
gen, ausbeuterischen oder 
gesundheitsgefährdenden 
Bedingungen oder mittels 
Kinderarbeit produziert 
werden, auf dem deutschen 

schaffung von Todesstrafe 
und willkürlicher Verhaftung 
ein. Wir bekämpfen die sexu-
elle Ausbeutung sowie der 
Diskriminierung aufgrund 
des Geschlechts, der ethni-
schen Zugehörigkeit oder 
der sexuellen Orientierung. 
Grüne Politik sieht den Aus-
bau der Nato zur Weltpolizei 
für eine zivile Krisenpräventi-
on vor und den Aufbau einer 
Europäischen Friedensagen-
tur, eines Europäischen Zivi-
len Friedenscorps, europäi-
schen Zivilen Friedensdiens-
tes. Dazu ist eine echte Euro-
päische Verfassung und die 
Stärkung des Einflusses ei-

nes geeinten Europas in der 
Weltgemeinschaft erforder-
lich.

Ziele Grüner Politik zur 
Durchsetzung einer zivilen 
Konfliktlösungskultur sind 
die globale Abrüstung, eine 
Welt vollkommen frei von jeg-
lichen Atomwaffen, die voll-

ständige Ächtung von Streu-
munition und Landminen so-
wie die Abschaffung der 
Wehrpflicht. Wir fordern ein 
internationales Waffenhan-
delsabkommen und die ef-
fektive Kontrolle des Han-
dels mit Kleinwaffen.

• Wer Grün wählt, setzt sich für eine friedliche 
Welt ohne Atomwaffen ein.

• Wer Grün wählt, setzt auf eine verbesserte Kon-
fliktprävention.

• Wer Grün wählt, steht für eine zivile Konfliktlö-
sungskultur.

• Wer Grün wählt, ist gegen eine allgemeine 
Wehrpflicht.

Gegen Schnüffelei

• Wer Grün wählt, macht Schluss mit der heim-
lichen Computerausforschung und der Vorrats-
datenspeicherung.

• Wer Grün wählt, bringt den Datenschutz ins 
Grundgesetz.

(cb) Die letzten Datenschutzskandale haben gezeigt,  
wie wichtig der Schutz unserer Daten ist.

weiter auf Seite 8

Die Verbraucherinnen  und Ver -
braucher müssen wieder wissen, 
wer welche Daten gespeichert 

hat und darüber bestimmen kön -
nen, was damit geschieht.
Meine Daten gehören mir!
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Markt geächtet werden. Der 
Konsum fair gehandelter Pro-
dukte von Kaffee bis Spiel-
zeug sorgt dabei für globale 
Solidarität.

Grüne Verbraucherpolitik 
ist europäisch.

Anstatt wie die Bundesre-
gierung den Ministerrat da-
für zu nutzen, die Interessen 
von Chemie- und Agrarindus-
trie durchzuboxen, wollen 
wir in Brüssel dafür sorgen, 
dass Obst und Gemüse pesti-

zidfrei ist und Verbraucherin-
nen- und Verbraucherinteres-
sen systematisch zur Gel-
tung kommen.
Grüne Verbraucherpolitik 
dient dem Klimaschutz.

Gutes Leben hängt für 
uns mit einem nachhaltigen 
Lebensstil zusammen. Wer 
die quälerische Massenhal-
tung bei Tieren ablehnt und 
saisonale Biolebensmittel 
kauft, tut sich etwas Gutes 
und sorgt außerdem für eine 
bessere Umwelt und sichere 
Arbeitsplätze in der Region.
Grüne Verbraucherpolitik 
sorgt für Transparenz.

Wir fordern ein umfassen-
des Informationsrecht für Ver-
braucher. Die bisherigen Be-
mühungen der großen Koaliti-
on hierzu sind völlig unzurei-
chend. Außerdem wollen wir 
ein Nachhaltigkeitssiegel, 
das die ökologischen und so-
zialen Auswirkungen einer 
Ware wie Klimaschäden deut-
lich erkennbar macht.
Grüne Verbraucherpolitik 
schützt vor Gentechnik 
im Essen. 

Wie die Mehrheit der Ver-
braucher lehnen auch wir 
Gentechnik auf unserem Tel-
ler ab.

Wir stehen Seite an Seite 
mit Bauern, Imkern und Ver-
brauchern, die an vielen Or-
ten gentechnikfreie Regio-
nen ausrufen und sich ge-
gen den Anbau von gentech-
nisch veränderten Pflanzen 
wenden. Agro-Gentechnik 
schafft Probleme und keine 
Lösungen, weder bei uns 
noch in Entwicklungslän-
dern. Sie befördert weltweit 
Monokulturen, gefährdet die 
Umwelt, gentechnikfreie Pro-
duktion und Arbeitsplätze.
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Fortsetzung von Seite 7

Eine gleichberechtigte 
Sprache ist uns in dieser 
Brennnessel leider nicht 
ganz gelungen. 
Wir arbeiten aber daran.

• Wer Grün wählt, stärkt die Rechte der Verbrau-
cherinnen und Verbraucher.

• Wer Grün wählt, wählt Essen und Felder ohne 
Gentechnik.

• Wer Grün wählt, will nicht nur wissen, was auf 
den Tisch kommt, sondern auch was drin ist.

• Wer Grün wählt, stimmt für einen besseren 
Schutz vor den schwarzen Schafen der Finanz- 
und Energiewirtschaft.

• Wer Grün wählt, stimmt für ein Nachhaltigkeits-
siegel – gegen Kinderarbeit, Ausbeutung und 
Umweltsauereien.

Wichtige Links zum Schluss:
Bundespartei (www.gruene.de)
Grüne Salzkotten (www.gruene-salzkotten.de)
Eine unabhängige Entscheidungshilfe (www.wahl-o-mat .de)


